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Die Föderalismus-Reform wird Ende Mai in
einer mehrtägigen Anhörung beraten. Sie liegt
in der Obhut des Rechtsausschusses. Das ganze
Verfahren ist gestrafft; üblicherweise führten
früher die zuständigen Fachausschüsse die An-
hörungen durch. KennerInnen der Szene werten
die gewählte Verfahrensweise als Indiz, dass
eigentlich keine Veränderungen mehr vor-
genommen werden sollen. Lange genug sei
doch alles beraten worden in der Kommission,
die Bundestag und Bundesrat gemeinsam
gebildet hatten und die von Müntefering und
Stoiber noch zu Zeiten der alten Bundes-
regierung geleitet wurde.

Auf der Strecke geblieben ist seither aller-
dings die Bildungspolitik, insbesondere die Hoch-
schulpolitik. Der Bund verliert Gesetzgebungs-
kompetenz und Einflussmöglichkeiten. Sogar 
die Kompetenz, Hochschulzulassung und 
-abschlüsse zu regeln, soll nun im Endeffekt auf
die Länder übergehen. Zwar überweist der 
Bund noch bis zum Jahr 2013 zweckgebunden
Mittel, die bisher unter dem Titel „Hochschul-
bauförderung“ liefen. Weil sie sich am
Durchschnitt der Zahlungen der letzten Jahre
bemessen, fließen sie nach dem Motto: 
„Wer hat, dem wird gegeben“. Dass die Länder
in gleicher Höhe gegenfinanzieren müssen, ist
leider bisher nicht festgeschrieben.

Die Hochschulrektorenkonferenz, der Wissen-
schaftsrat, die zuständigen Gewerkschaften 
und zuletzt auch das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) halten diesen Weg in 
die Kleinstaaterei für falsch. Ausführliche
Stellungnahmen und Änderungsvorschläge
liegen auf dem Tisch. 

Wird’s helfen?
Wir befürchten: Nein.
Das Föderalismus-Paket ist so strikt ver-

schnürt, dass jedem Knotenpuler auf die Finger
geklopft werden wird mit dem Hinweis auf 
das „große Ganze“.
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Stillstand im Wandel
Was ist eigentlich Hoch-

schulautonomie? Die übliche Be-
schreibung: Hochschulen regeln
ihre Angelegenheiten selbst, der
Staat schafft die Rahmenbedin-
gungen. Hochschulen wählen die
Studierenden und das Personal
aus und gestalten die Studien-
gänge.

Konkret sieht das so aus:
Da den Hochschulen Personal
und Know-how für aufwändige
Verfahren fehlen, greifen sie für 
die Auswahl der Studierenden
praktischerweise oft doch auf
die Abiturnote zurück. Was die
Betreuung der Lernenden und
die Organisation betrifft, stellt
die Einführung von BA/MA-
Studiengängen die Hochschulen
vor ganz neue Herausforderun-
gen. Diesen begegnen sie ganz
souverän: Zulassung von Studie-
renden nur einmal pro Jahr,
Teilnehmerbegrenzung in Lehr-
veranstaltungen ohne Parallel-
angebot, Einführung von
Studiengebühren.

Und die Auswahl des
Personals? Die Gewinnung des
wissenschaftlichen Nachwuchses
geschieht typischerweise nach
dem Adoptionsprinzip. Soziale
Kompetenz wird dagegen 
bei Berufungen immer noch ver-
nachlässigt.

Der Staat hält sich aus all
dem vornehm heraus. Oder?
Zwar hat er dafür gesorgt, dass
Hochschulräte die Weichen
stellen, wo er sich aus der Steue-
rung zurückzieht. Das heißt aber
nicht, dass sich die zuständigen
MinisterInnen nicht hier und 
da doch einmischen – ganz nach
dem Motto: „Hier kann jeder
machen, was ich will.“ Mit Geld
lässt sich jedem Anliegen Nach-
druck verleihen.

Hochschulautonomie?
Eigentlich genau wie immer. Die
Hochschulen können’s nicht, der
Staat will’s nicht. Aber gut, dass
wir darüber gesprochen haben.

Ulrike Seiler

R Ü C K B L I C K

Viel hat sich in den Hochschulen in den
vergangenen Jahren geändert. Ziel 
aller – im Detail sehr unterschiedlicher –
Maßnahmen war die von den Hoch-
schulen selbst geforderte Stärkung ihrer
Autonomie. Damit verbunden ist die
Erwartung bzw. das Versprechen einer
umfassenden Qualitätsverbesserung.

VON HANNELORE REINER

Aus Sicht von jemandem, der gerne studieren
will, ist es z.B. nicht mehr so einfach, sich eine

Hochschule auszusuchen. Als Erstes stellt sich die
Frage, ob dort bald Studiengebühren erhoben
werden – und wie hoch sie sind. Danach gilt es zu
recherchieren, ob der gewünschte Studiengang
offen oder zulassungsbeschränkt ist. Letzteres 
ist immer öfter der Fall, und so müssen sich
Studierende inzwischen häufig einem Zu-
lassungsverfahren unterziehen. Jede Hochschule,
möglicherweise sogar jeder einzelne Studiengang,
hat eigene Verfahren. Abiturnote und Wartezeit
reichen nicht mehr aus. Persönliche Eignung ist
das Zauberwort, von dem sich die Hochschulen
qualifiziertere und engagiertere Studierende und
dadurch kürzere Studienzeiten und niedrige Ab-
brecherquoten versprechen. Wie problematisch
dies ist, schildert der Beitrag auf Seite 7.

Seit Anfang der 90er Jahre werden die staat-
lichen Zuwendungen nicht nur budgetiert, son-
dern zunehmend nach „Leistung“ vergeben. Im
neuen Verhältnis zwischen Staat und Hochschu-
len sind nicht nur Abbrecherquoten und Studien-
zeiten zu wichtigen Kennziffern geworden, son-
dern auch Forschung, Nachwuchsförderung,
Frauenförderung – Leistung soll sich lohnen.
Gegen den an sich positiven Ansatz spricht nur:
Das Geld ist knapp. Was dem einen mehr gege-
ben wird, wird anderen weggenommen. Und:
Dieses „Spiel“ vollzieht sich nicht nur zwischen
den Hochschulen eines Landes, sondern auch im
Innern. 

Das Instrument für diese neue Art der
Steuerung sind Zielvereinbarungen (Hochschul-
verträge). Ihr Inhalt lautet im Kern: Umfang und
Qualität einer Leistung werden festgelegt, wie sie
erbracht wird, regelt die Hochschule selbst. Dafür
bekommt sie einen bestimmten Betrag. 

Damit einhergehend verändern die Novellie-
rungen der Landeshochschulgesetze die Hoch-
schulen im Innern. Was als Verschlankung oder
Entbürokratisierung daher kommt, stellt in erster
Linie einen Demokratieabbau für viele Mitglieder
(-gruppen) dar, wie unser Beitrag auf Seite 4
zeigt.

Als zugespitzte Form der Hochschulautonomie
kann man die in jüngster Zeit durchgeführten
Rechtsformänderungen z.B. in Stiftungen be-
trachten. Gemeint ist hiermit nicht nur die
Möglichkeit, Teile der Hochschule auszugliedern,
zu privatisieren oder eigene Gesellschaften zu
gründen. Es geht vor allem um die Verleihung der
Arbeitgeber- und Dienstherreneigenschaft. Die
Hochschulen stellen ihre Beschäftigten selbst ein,
gegebenenfalls sogar auch Beamte. Die Konse-
quenzen sind weitreichend und werden oft nicht
bedacht: Die kompletten Personalakten müssen
geführt und die Folgen für den eigenen Haushalt
wie zum Beispiel Pensionsrückstellungen einge-
rechnet werden. Hinzu kommt, dass die Hoch-
schulen nun als Arbeitgeber auch Tarifpartei sind.
Hierzu ein konkretes Beispiel auf Seite 5.

Es gäbe noch weitere Veränderungen anzu-
führen: Die Studienstrukturreform, die eine Über-
arbeitung aller Studiengänge hin zu BA/MA er-
fordert; die W-Besoldung, die den Hochschulen
eigene Leistungskriterien für neue Professoren er-
laubt; die Exzellenzinitiative, die die ganze Hoch-
schullandschaft zu verändern scheint und, und,
und. 

Schon die oben dargelegten Veränderungen
haben enorme Spuren hinterlassen. Die neuen
Kompetenzen führen zu einer Arbeitsverdichtung:
Budgetierung und Dezentralisierung, Studieren-
denauswahl und erhöhte Anzahl von Studien-
erfolgskontrollen durch BA/MA, verbesserte
Beratung und Betreuung der Studierenden – all
das soll bestenfalls mit gleichbleibendem, meist
aber mit abnehmendem Personalbestand be-
wältigt werden. Zugleich verschlechtern sich die
Arbeitsbedingungen. Weniger Gehalt, längere
Arbeitszeiten und höhere Lehrbelastung führen
nicht selten zu inneren Kündigungen. Es ist Zeit
nachzudenken über Sinn und Zweck vieler Um-
baumaßnahmen.

Welche Hochschulen
braucht das Land?
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Viele Veränderungen in der Hochschullandschaft 

rufen Protest hervor. In Berlin demonstrierten

Studierende vor der Bertelsmann-Stiftung gegen

„Unternehmerkratie“.
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Machtverlagerung
an den Hochschulen

VON WILHELM RUWE

Bis weit in die 1990er Jahre debattierten alle
Beteiligten engagiert in den Hochschul-

parlamenten: Studierende, administrativ-tech-
nisches Personal, wissenschaftliche Mitarbeiter-
Innen und ProfessorInnen. Dabei ging es sowohl
um Entscheidungen über die großen Entwick-
lungslinien der jeweiligen Hochschule als auch
um Haushaltsfragen, Studium und Lehre, For-
schung und Organisation.

Diese Entscheidungsprozesse haben sich in
den letzten Jahren grundsätzlich verändert. Die
mit den Novellierungen der Landeshochschul-
gesetze seit etwa 2000 eingeführten neuen
Steuerungsmodelle sehen einen solchen hoch-
schulpolitischen Diskurs in aller Regel nicht mehr
vor – was aus gewerkschaftlicher Sicht ein extre-
mer Rückschritt in puncto Demokratie darstellt. 

Auch ansonsten ist der Prozess als ambivalent
zu bewerten. Sehr zu begrüßen ist, dass nicht
mehr die Landesministerien für die Detail-
steuerung zuständig sind. Die Hochschulen als
selbstständige Körperschaften des öffentlichen
Rechts können in etlichen Bundesländern mittler-
weile nicht nur über die Berufung von Profes-
sorInnen entscheiden. Auch die Genehmigung
von Studien- und Prüfungsordnungen, die Finanz-
mittelverteilung und noch einiges mehr fällt in
ihren Aufgabenbereich. Das ist sinnvoll, weil die
Hochschulen über die Kompetenzen verfügen,
ihre Belange in Lehre, Forschung und Entwicklung
hochqualifiziert selbst zu regeln. 

Dass aber die Landesregierungen angesichts
der knapper werdenden öffentlichen Finanzmittel
den Hochschulen auch Entscheidungen gesell-
schaftspolitischer Natur zuschieben, kann nicht
akzeptiert werden. Die Öffnung der Hochschulen
zur Steigerung der Bildungsbeteiligung im tertiä-
ren Bildungssektor ist ebenso eine gesamtgesell-
schaftlich zu regelnde Aufgabe wie die Sicherung
der Grundlagen, damit eine breite wissenschaft-
liche Berufsausbildung an Hochschulen stattfin-
den kann. Auch die Benennung von Kriterien für
die wissenschaftliche Schwerpunktsetzung in
Lehre, Forschung und Entwicklung und deren
Finanzierung sind bildungs- und wissenschafts-
politische Fragen. Aus dieser gesellschaftspoliti-

schen Verantwortung dürfen Bund und Länder
nicht mit dem Argument der Autonomieerwei-
terung der Hochschulen entlassen werden. Der
politische Souverän im Bundesparlament und in
den Länderparlamenten muss – zumal in finanz-
politisch schwierigen Zeiten – über solche Fragen
diskutieren und entscheiden. 

Die meisten Bundesländer haben an den
Hochschulen Präsidien eingeführt, die aus
PräsidentIn, VizepräsidentInnen und KanzlerIn
bestehen. Diese Hochschulleitungen haben eine
deutlich stärkere Position als ihre Vorgänger, nicht
nur weil die Länder den Hochschulen neue Auf-
gaben übertragen haben. Auch die Entmachtung
der Hochschulparlamente ist dafür entscheidend.
Dazu kommen konnte es, weil in den 1990er
Jahren vor dem Hintergrund des gesellschaft-
lichen Wandels auch die Diskursfähigkeit inner-
halb der Hochschule – zumindest vordergründig –
an Intensität eingebüßt hatte. Erst in dieser
Situation wurde die Durchsetzung der neuen
Steuerungsmodelle möglich. Und nun verstärken
die neuen Instrumente den Trend zur Ein-
schränkung des Diskurses und zur Machtkonzen-
tration auf die Hochschulleitung weiter.

Dieser Entwicklung entgegenzuwirken und
die Voraussetzungen für einen neuen hochschul-
politischen Diskurs zu schaffen, ist eine wichtige
Aufgabe der Gewerkschaften in den kommenden
Jahren. 

Stärkung der Autonomie
der Hochschulen,

Entbürokratisierung und
Verkürzung der

Entscheidungswege – das
sind einige Ziele der neuen

Steuerungsmodelle an
deutschen Hochschulen. Die

Hochschulleitungen
begrüßen die Richtung des
Reformprozesses unisono.
Einigen geht er allerdings
im Hinblick auf Entstaat-
lichung der Hochschulen
und Beschleunigung von

Steuerungsvorgängen noch
nicht weit genug. Das ist

nachvollziehbar angesichts
des Entscheidungsdrucks,

mit dem Hochschul-
leitungen im täglichen

Geschäft konfrontiert sind. 
Im Prinzip ist es auch aus
gewerkschaftlicher Sicht 

zu begrüßen, wenn die
Entscheidungsverant-

wortung stärker auf die
Ebene der Betroffenen ver-

lagert wird. Doch unter
dem Stichwort Entbüro-
kratisierung wurde auch 

die in den 1960er und 
70er Jahren erstrittene

Gruppenbeteiligung zurück-
gedrängt, die als Recht 

der Hochschul-Selbst-
verwaltung weitgehend

etabliert worden war. 
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Der Rückzug
des Staates
Gigantomie und Gesetzgebungslyrik
prägen die Politik der neuen NRW-Landes-
regierung im Bereich der Hochschulen.
Jüngst ist im Landtag ein „Gesetz zur
Sicherung der Finanzierungsgerechtigkeit
im Hochschulwesen“ verabschiedet worden.
Nach eigenem Bekunden wird damit das
sozialverträglichste Modell zur Erhebung
von Studiengebühren eingeführt. 
Und gerade erst wurde die Anhörung zum
Referentenentwurf für ein „Hochschul-
freiheitsgesetz“ beendet. CDU und FDP
preisen es als Grundlage für das freiheit-
lichste Hochschulrecht aller Bundesländer,
das die 14 Universitäten und 12 Fachhoch-
schulen in NRW noch leistungsfähiger 
und wettbewerbsfähiger machen wird.

VON KLAUS BÖHME

Nach den Plänen sollen die Hochschulen künf-
tig keine Landesdienststellen mehr sein.

Gleichzeitig sollen sie die volle Dienstherren-
fähigkeit und Arbeitgebereigenschaft für das bei
ihnen tätige Personal erhalten. Annähernd
50.000 Beschäftigte verlieren ihren Status als
Landesbedienstete und werden zu BeamtInnen,
Angestellten und ArbeiterInnen der jeweiligen
Hochschule gemacht. Das Gesetz sieht zwar vor,
dass die für die sonstigen Landesbediensteten

geltenden Tarifvorschriften Anwendung finden,
eröffnet aber die Möglichkeit abzuweichen, wenn
von einem eigenen Tarifvertrag mindestens 25%
der Beschäftigten erfasst werden. Eine solche
Quotenvorgabe ist äußerst bedenklich und ver-
stößt gegen die von der Verfassung geschützte
Koalitionsfreiheit. 

Auch bei der Finanzierung gibt es völlig neue
Bedingungen. An die Stelle eines vom Parlament
verabschiedeten Haushalts sollen Zuschüsse des
Landes zum laufenden Betrieb und zu Investi-
tionen treten. Deren Höhe hängt vor allem davon
ab, ob Leistungskriterien erfüllt und die vereinbar-
ten oder sogar verordneten Ziele erreicht wurden.
Zugleich wird den Hochschulen die Möglichkeit
eröffnet, sich unternehmerisch zu betätigen,
sofern der Unternehmenszweck wissenschaft-
lichen Bezug hat.

Absolut innovativ, ja revolutionär ist die damit
einhergehende Möglichkeit, dass Hochschulen
zukünftig pleite gehen können. Waren bisher
juristische Personen des öffentlichen Rechts, die
der Aufsicht des Landes unterstehen, generell von
Insolvenzverfahren ausgeschlossen, soll dies zu-
künftig explizit für die Hochschulen nicht mehr
gelten. 

Einher mit einer weiteren Schwächung der
Rechte und Einflussmöglichkeiten der akademi-
schen Selbstverwaltung geht die Stärkung der
Hochschulleitungen. Mächtigstes Gremium soll
ein an jeder Hochschule zu bildender, mehrheit-
lich extern besetzter und demokratisch nicht hin-
reichend legitimierter Hochschulrat werden. Er ist
nicht nur für die Wahl der hauptamtlichen Mit-
glieder des  Präsidiums/Rektorates zuständig und
soll den Hochschulentwicklungsplan und die
Zielvereinbarungen zwischen Hochschule und
Land beschließen. Das Gremium soll auch oberste
Dienstbehörde werden. Obwohl dem Hochschul-
rat der Charakter eines Aufsichtsrates zukommt,
ist keine Beteiligung der Arbeitnehmerseite vor-
gesehen.

Die Landesregierung NRW will sich also aus
der Verantwortung für die Hochschulen, deren
Mitglieder und ein ausgewogenes und flächen-
deckendes Fächerangebot verabschieden. An ihre
Stelle treten marktradikale Mechanismen durch
massiven Wettbewerb um Studierende und
Finanzen. Zu befürchten ist, dass die Hoch-
schulräte mehrheitlich von Wirtschaftsinteressen
geleitet sein werden und das Angebot ausschließ-
lich nachfrageorientiert gestalten. Was das etwa
für die Geisteswissenschaften bedeuten würde,
ist unschwer zu erahnen.    

Einheitlicher Tenor der
Stellungnahmen zum
Gesetzentwurf ist daher: 
Ja zu mehr Autonomie, weg
vom Gängelband staatlicher
Einzelsteuerung, aber Nein
zu diesem Gesetz. Für 
ver.di und die Personalräte
steht außer Frage, dass die
Beschäftigten im Landes-
dienst bleiben müssen.
Zwar soll es Schutz-
mechanismen für das
vorhandene Personal
geben. Doch die Arbeits-
platzsicherheit würde 
auch hier sinken – und für
Neueinstellungen sollen 
die Schutzbestimmungen
erst gar nicht gelten. Die
Beschäftigungsverhältnisse
würden zunehmend prekär.

In einer ersten Staffel von
Personalversammlungen
haben weit über 9.000
Beschäftigte des nichtwis-
senschaftlichen Bereiches
deutlich gemacht, dass sie
eine derartige 2-Klassen-
Gesellschaft ablehnen.
Gleichzeitig wehren sie sich
gegen das rasche In-Kraft-
Treten des Gesetzes zum 
1. Januar 2007 und fordern,
den Hochschulen zumindest
mehr Zeit einzuräumen.
Auch, wenn die Landes-
regierung dies nicht
wahrhaben will: Nach der 
ersten Runde liegt die
„Ablehnungsfront“ auf den
Punktzetteln vorn. Jetzt gilt
es, ein K.o. zu verhindern!
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biwifo: Wie sieht die deutsche Hochschullandschaft in zehn
Jahren aus – wenn es gut läuft?

Dr. Ebel-Gabriel: Dann haben wir Hochschulen mit hoher
Leistungsfähigkeit in unterschiedlichen Aufgabenspektren.
Neben der Grundlagenforschung im internationalen Spitzen-
bereich gibt es Profilhochschulen, die in ihren Bereichen hoch-
qualifiziert sind. Außerdem gibt es anwendungsbezogen
operierende Hochschulen. Und wenn es wirklich gut läuft, trägt
die Hochschulfinanzierung diesen unterschiedlichen Profilen
Rechnung. Im Moment wird ja in erster Linie Spitzenforschung
belohnt und die Lehre ist vom Prestige her bei weitem nicht 
so hoch – weder für die Hochschule noch für den Werdegang
des Wissenschaftlers. 

Wo sind die entscheidenden Stellschrauben?

Wir brauchen staatliche Rahmenvereinbarungen, innerhalb
derer die Hochschulen weitgehend frei gestalten können – 
von der Auswahl der Studierenden über die Ausgestaltung von
Studiengängen bis hin zum Forschungsprofil. Wir brauchen eine
Mittelvergabe, die an Zielvereinbarungen gebunden ist und 
eine verbesserte Grundausstattung. Und Bund und Länder 
müssen weiter in Sonderprogrammen zusammenwirken können. 
Deshalb muss die Föderalismusreform aufgeschnürt wird.

Wie schätzen Sie die Chancen dafür ein? 

Wachsend gut. Eine Zeitung titelte vor kurzem: „Parlare
kommt von reden, nicht von nicken“. So sollte das parlamentari-
sche Selbstverständnis auch sein. Es wäre ein Unding, wenn wir
in Europa mit 16 oder 17 Stimmen sprechen und 16 oder 17
verschiedene Zulassungssysteme, Kriterien für Forschungsmittel-
vergabe oder Hochschullehrerbesoldung haben. Die Gefahr ist
aber sehr groß. Das Abweichungsrecht der Länder schafft hier 
ja Möglichkeiten für beliebig viele individuelle Lösungen. 

Sollte es Hochschulen geben, die sich ganz auf die Lehre
konzentrieren? 

In der Universität gehören beide Bereiche zusammen. Aber
Forschung und Lehre müssen nicht in jeder Person in gleichem
Maße vereint sein. Ich fände es sehr gut, wenn wir dahin
kommen könnten, dass man eine Professur auch in erster Linie
auf einem Engagement in der Lehre begründen kann. 

Aber das Bundesprogramm bezieht sich ja nur auf 
die Forschung.

Der Bund hatte nie die Zuständigkeit für die Hochschullehre.
Die Unterfinanzierung dieses Bereichs lag schon immer in der
Verantwortung der Länder. Der Bund hatte bisher aber die Mög-
lichkeit, im Rahmen der Bildungsplanung Modellvorhaben zu
fördern. Wir fordern gegenwärtig ein Sonderprogramm, bei dem
der Bund die Länder bei der Bewältigung der absehbar wachsen-
den Studierendenzahl auch mit der Finanzierung von Personal
unterstützt. So etwas ist aber nach der geplanten Föderalismus-
regelung rechtlich äußerst problematisch.

Wie gehen die Bundesländer mit den absehbar wachsenden
Studierendenzahlen um?

Baden-Württemberg hat bereits zusätzliche Mittel zur
Verfügung gestellt, um der Herausforderung gewachsen zu sein. 
In Bayern denkt man dagegen darüber nach, wie man die
Studierendenzahlen nicht allzu stark wachsen lassen kann. In
anderen Ländern sehe ich noch keine Reaktionen. Die Verant-
wortung ist ja auch unterschiedlich verteilt. Manche Länder pro-
duzieren deutlich mehr Abiturienten, als sie Studienplätze zur
Verfügung stellen – zum Beispiel Mecklenburg-Vorpommern,
Niedersachsen oder auch Bayern. Berlin dagegen finanziert
wesentlich mehr Studienplätze, als es selbst Abiturienten hat. 
Der rheinland-pfälzische Wissenschaftsminister Zöllner schlägt 
vor, dass die Studierenden die Finanzierung ihres Studienplatzes
aus ihrem Heimatbundesland mitbringen. 

Was halten Sie davon? 

Der Vorteil liegt in einer gewissen Verteilungsgerechtigkeit, 
der Nachteil in einer bürokratischen Umverteilung, bei der die
staatliche Finanzierung einen sehr hohen Anteil hat. Das werden 
Sie nicht so gerne hören, aber ich fände es gar nicht gut, wenn 
so etwas als Gegenmodell zu Studiengebühren gedacht wäre. 
Ich glaube, unsere Hochschulen brauchen den Druck durch
diejenigen, die Erwartungen an sie haben. Dazu gehören die
Unternehmen, aber auch diejenigen, die ihre Ausbildung der
Hochschule verdanken. 

Glauben Sie, dass Zöllners Vorschlag Realisierungschancen hat?

Ja, die Zustimmung ist groß.

Interview: Annette Jensen

„Das Föderalismus-
paket aufschnüren“

Dr. Christiane Ebel-Gabriel ist 
Generalsekretärin der 
Hochschulrektorenkonferenz

Schw e rpunk t :  G roßbaus t e l l e  Hoch s chu l e
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Für einige Studiengänge 

gibt es inzwischen schriftliche

Aufnahmeprüfungen.
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Der Weg ist frei für neue Zulassungs-
verfahren zum Studium. Die RektorInnen
der Hochschulen hatten schon lange ge-
fordert, dass die Abiturnote nicht mehr
alleiniges Kriterium sein soll. Nun haben
ihnen die Länder die entsprechenden
rechtlichen Mittel an die Hand gegeben.
Nur leider haben sie sich dabei nicht unter-
einander abgestimmt. 

VON BARRY LINNERT

Wie sehen die neuen Verfahren aus, mit
denen die Spreu vom Weizen getrennt wer-

den sollen? Zumindest etwas besser als der
Einheitsbrei Abiturdurchschnitt soll die gewich-
tete Durchschnittsnote sein. Hierbei wird den
Fächern mehr Bedeutung beigemessen, die wich-
tig für das gewählte Studium sind. Doch dabei
ergeben sich viele Probleme: Wie werden die ein-
zelnen Noten gewertet? Welche Leistungskurse
müssen es sein und welche Noten sind bei
Zeugnissen aus verschiedenen Bundesländern
überhaupt vergleichbar?

Sind Abiturdurchschnitt und gewichtete
Durchschnittsnote noch relativ einfach aus den
vorhandenen Bewerbungsdaten – eben dem
Abiturzeugnis – zu ersehen, so ist das bei Studier-
fähigkeitstests nicht mehr der Fall. Mit Aufgabe-
und Fragebögen lässt sich nach Ansicht der
Testersteller die Eignung der BewerberInnen für
einen spezifischen Studiengang besser ermitteln
als durch das Abschlusszeugnis. Doch zum einen
sind diese Verfahren teuer, weswegen der Medi-
zinertest vor zehn Jahren von RektorInnen und
MinisterInnen wieder abgeschafft wurde. Zum
anderen ist für viele Studiengänge unklar, was
eigentlich getestet werden soll.

Kein Verfahren führt jedoch zu solcher Be-
geisterung bei HochschullehrerInnen wie das
Auswahlgespräch – zumindest bis es an die Um-
setzung geht. Dabei sind Auswahlgespräche
nachweislich nicht nur am unzuverlässigsten, was
die Vorhersage des Studienerfolgs angeht. Das 

Viel Aufwand,
wenig Nutzen

Verfahren ist auch mit dem größten Aufwand ver-
bunden, so dass es auch schon mal zu einer kom-
pletten Urlaubssperre für alle Hochschullehrer-
Innen führen kann. Spätestens hier fragt sich der
eine Professor oder die andere Professorin, ob
sich der Aufwand wirklich lohnt. Auch die Vor-
würfe einer sozialen Auswahl, die sich vor allem
am Habitus der BewerberInnen orientiert, ver-
stummen nicht. Dem gegenüber steht jedoch das
positive Gefühl bei den Auswählenden, eine wirk-
liche Wahl zu haben. Dieses Privileg honorieren
sie dann zum Teil sogar mit einem höheren
Engagement in der Lehre.

Abgefedert werden sollen die zusätzlichen
Kosten, die auf die Hochschulen zukommen, nur
in Bayern und Baden-Württemberg. Hier sind
zusätzliche Stellen oder Finanzhilfen auch aus den
Studiengebühren in Aussicht gestellt. Doch auch
die BewerberInnen sollen durch Gebühren an 
den Kosten für die Auswahlverfahren beteiligt
werden. 

Bei der Frage, wie man mit den Ergebnissen
der Verfahren umgeht, unterscheiden sich die
Länder ebenfalls. Im Süden sollen auch schon mal
Studienplätze unbesetzt bleiben, wenn die
Bewerbungen dem festgelegten Mindestan-
spruch der Hochschule nicht entsprechen. Im
Norden drängt die Politik dagegen eher auf die
Ausnutzung der vorhandenen Kapazitäten.

Ob sich Kosten- und Zeitaufwand für die
neuen Verfahren lohnen und sich die Zuordnung
zwischen geeigneten BewerberInnen und Stu-
diengang tatsächlich verbessert, ist ungeklärt.
Dafür entsteht eine verwirrende Hochschulland-
schaft. 

Für die BewerberInnen gibt
es kein leicht überschau-
bares Bild mehr – weder
was die einzelnen Studien-
gängen an einem Standort
angeht, noch was die
verschiedenen Hochschulen
betrifft. Zudem werden
AbiturientInnen in Zukunft
ihre Fächer und Leistungs-
kurse nach dem anvisierten
Studiengang auswählen
müssen, um später über-
haupt eine Chance zu
haben, berücksichtigt zu
werden. Ein Wechsel des
Studienwunsches wird 
also schwierig. Außerdem
sind die künftigen
BewerberInnen gezwungen,
sich sehr frühzeitig zu
informieren – und das,
obwohl die Informationen
oft gar nicht verfügbar
sind. Bei Studierfähig-
keitstests werden Kosten
für die Teilnahme, bei
Auswahlverfahren für die
Anreise zum Auswahl-
gespräch fällig. Doch der
Nutzen all dieses Aufwands
ist zweifelhaft.



8

Schw e rpunk t :  G roßbaus t e l l e  Hoch s chu l e

Vielleicht arbeiten sie demnächst als „lecturer“ 

und „senior lecturer“? 

Ein fester Boden
für den Mittelbau
VON KARL-HEINRICH STEINHEIMER

Die Umstellung auf gestufte Studiengänge 
mit entsprechenden Abschlüssen stellt keinen

Selbstzweck dar. Vielmehr soll sie mit einer struk-
turellen, inhaltlichen und methodischen Studien-
reform einhergehen. 

Die neuen Herausforderungen sind mit der
heute üblichen Personalstruktur nicht zu bewäl-
tigen: Hier Professorinnen und Professoren als
Lebenszeitbeamte mit nahezu unbeschränkten
Freiheiten, dort befristet beschäftigte Qualifikant-
Innen – und dazwischen außer ‚Projektbeschäf-
tigten‘ so gut wie nichts.

Wir benötigen einen wissenschaftlichen
‚Mittelbau‘. Die dort arbeiten müssen Erkennt-
nisse gewinnen und einer Nutzung zuführen –
und damit ihren Lebensunterhalt verdienen kön-
nen. Sie sollen sowohl die Kontinuität als auch die
Erneuerung an den Hochschulen sichern und
müssen deshalb Wissenschaft als Beruf betreiben
können. Folglich muss es für sie eine gesicherte
berufliche Perspektive geben. Ein solcher Ansatz
steht im Einklang mit den von der EU-Kommission
in ihrer Charta für WissenschaftlerInnen und
deren Beschäftigung vorgelegten Empfehlungen.

Einige Akteure in Hochschulen und im poli-
tischen Raum haben dies erkannt. Sie denken
darüber nach, für diese Aufgaben neue Personal-
kategorien zu schaffen. Kriterien für die Zuord-
nung sollen zum einen die vorrangigen Tätig-
keiten sein, also Lehre oder Forschung. Weiterhin
entscheidend wären Qualifikationsniveau und
Berufserfahrung, die der oder die Einzelne mit-
bringt und die Frage, ob ein Arbeitsverhältnis
befristet oder unbefristet abgeschlossen wird.
Daraus sollen sich dann ‚lecturer‘, ‚senior lecturer‘
oder ‚research fellows‘ (die selbstverständlich nur
englisch miteinander reden) ergeben. 

Eine solche Kategorisierung würde allerdings
zu stark hierarchischen und starren Strukturen
führen, die den Arbeitszusammenhängen und
Anforderungen in der Wissenschaft nicht ent-
sprechen. Außerdem übersieht ein solches
Modell, dass die Hochschulen in den meisten
Bundesländern schon heute zumindest in finan-
zieller Hinsicht autonom sind. Sie finanzieren ihre
Aufgaben über einen Wirtschaftsplan, der aus
verschiedenen Quellen gespeist wird. Der größte
Anteil besteht aus globalisierten staatlichen Zu-
wendungen. Dazu kommen Drittmittel für

Forschung, Erlöse für Weiterbildung und Dienst-
leistungen, Einnahmen aus Patentverwertung
und dergleichen.

Stellenpläne im herkömmlichen Sinne des
öffentlichen Dienstes existieren nicht mehr, son-
dern sie sind hochschulinterne Instrumente der
Aufgabenteilung und -zuordnung. Die Wahr-
nehmung dieser Aufgaben unterscheidet sich 
bei kleinen und großen Fachbereichen durchaus,
und auch die Fächer- und Hochschulkulturen 
sind nicht einheitlich. Meistens ist eine Person mit
mehreren verschiedenen Tätigkeiten betraut.

ver.di sieht es deshalb als weitaus bessere
Lösung an, die unterschiedlichen Aufgaben durch
eine Differenzierung auf der individuellen Ebene –
also im Arbeitsvertrag – vorzunehmen. In größe-
ren Arbeitseinheiten wäre auch eine funktionelle
Differenzierung denkbar. Damit könnte der erfor-
derlichen Flexibilität – auch mit Änderung der
Arbeitsaufgaben im Laufe der Zeit – besser ent-
sprochen werden als mit starren Strukturen und
Kategorien. 

Die Kategorie ‚wissenschaftliche/r Mitarbei-
terIn‘ reicht neben den HochschullehrerInnen aus.
Das Verwaltungs- und Bibliothekspersonal sowie
das technische Personal wird zu Recht ohnehin
nicht in Kategorien gepackt. Und: Eine Differen-
zierung und unterschiedliche Behandlung der Be-
schäftigten nach Finanzierungsquellen – etwa
nach staatlicher Grundfinanzierung und Dritt-
mitteln – sollte in modern organisierten Hoch-
schulen der Vergangenheit angehören.

Zwei Gründe zwingen dazu,
über die Personalstruktur

an Hochschulen nachzu-
denken. Einerseits wird der

Anteil der jungen Leute, 
die ein Studium anfangen,

permanent steigen.
Zugleich soll die Quote der

StudienabbrecherInnen
deutlich verringert werden.

Dies führt nicht nur zum –
erforderlichen und

gewünschten – Anstieg der
Anzahl der Hochschul-

absolventInnen, sondern
erhöht selbstverständlich

auch die Zahl der
Lernenden an den

Hochschulen. Andererseits
müssen qualifizierten

Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern

Berufsperspektiven an den
Hochschulen eröffnet

werden. 
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biwifo: Was arbeitest du heute und wie kam es dazu? 

Stefan Kalmring: Ich bin jetzt seit ungefähr viereinhalb
Jahren an verschiedenen Fachbereichen der FU Berlin Lehrbe-
auftragter. Nach Beendigung meines Studiums habe ich angefan-
gen, Lehraufträge am Institut für Soziologie, am Fachbereich
Wirtschaftswissenschaft und neuerdings auch am Lateinamerika-
institut zu übernehmen. Das Ziel, beruflich an der Universität 
tätig sein zu können, hat dabei natürlich immer eine wichtige
Rolle gespielt. Durch den Abbau des wissenschaftlichen Mittel-
baus brechen an den Universitäten immer weitere Teile des
Lehrangebots weg. Wer hofft, vielleicht doch noch irgendwie in
den immer enger werdenden Arbeitsbereich der Uni hineinzu-
kommen, fängt dieses Problem inzwischen ja schon selbst-
verständlich unentgeltlich auf. 

Wie bist du zu deinem Lehrauftrag gekommen?

An die Lehraufträge bin ich immer nur über bekannte oder
befreundete Professoren gekommen, die die entsprechenden
Anträge in den Lehrkommissionen durchgeboxt haben. Ohne 
eine solche Unterstützung ist es schwierig.

Wie wird dein Lehrauftrag entlohnt? 

Normalerweise werden die Lehraufträge gar nicht entlohnt. 
Ich biete inzwischen im Schnitt jedes Semester zwei Lehraufträge
an verschiedenen Fachbereichen an und habe in all den Jahren
erst dreimal einen Lehrauftrag bezahlt bekommen. Auch dann ist
natürlich die Vergütung so niedrig, dass man von den Lehr-
aufträgen nicht leben kann. Würde ich inzwischen nicht von der
Rosa-Luxemburg-Stiftung ein Promotionsstipendium erhalten,
könnte ich die Tätigkeit auch gar nicht mehr ausführen. Bei den
unbezahlten Lehraufträgen bekommt man nicht einmal die
anfallenden Kosten für Kopien etc. erstattet. Wer sich für diese
Laufbahn entscheidet, begibt sich somit in einen stark prekären
Bereich.

Was prägt für dich die Situation von Lehrbeauftragten an der
Hochschule? Verändert sich was durch die neuen Studiengänge?

Die Situation von Lehrbeauftragten an der Uni ist schlicht und
einfach dadurch geprägt, dass die beruflichen Perspektiven
schlecht sind, die Mitwirkungsmöglichkeiten in der universitären

Stefan Kalmring ist Diplom-Ökonom 
und Diplom-Soziologe und lebt als
Doktorand in Berlin 

Selbstverwaltung minimal und wir als kostengünstige Lücken-
füller im Lehrangebot benutzt werden. Die Einführung der 
neuen Master- und Bachelor-Studiengänge schränkt zudem 
durch die weitreichende Verschulung des Studiums die
Lehrfreiheit sehr stark ein. Die universitäre Kontrolle der
Lehrinhalte und Lehrformen wird zudem weiter ausgebaut.

Was treibt dich an, trotz so schlechter Bedinungen dort zu
arbeiten?

Meine Motivation leitet sich zunächst einmal daraus ab, 
dass mir die Lehre und das wissenschaftliche Arbeiten ungeheuer
viel Spaß machen. Seitdem ich angefangen habe zu studieren,
wollte ich eine universitäre Karriere einschlagen. Dann halte ich
es aber auch politisch für ungeheuer wichtig, dass alternative
sozialwissenschaftliche Perspektiven im Lehrangebot weiterhin
vertreten sind. Ein ganzes theoretisches Spektrum vom Marxis-
mus, kritischer Theorie, Keynesianismus und feministischer
Theorie droht augenblicklich in Deutschland aus den Lehrplänen
vollständig zu verschwinden. Dies ist umso schlimmer, als dass
bei Studierenden nach meiner Erfahrung ein Interesse an diesen
Ansätzen und entsprechende Themen existiert – nur eben ein
entsprechendes Angebot fehlt.

Schlecht oder gar nicht bezahlte Arbeit verdirbt die Preise.
Wie würdest du den politischen Effekt von unbezahlten Lehr-
aufträgen an der Hochschule beschreiben?

Die Auswirkungen der unbezahlten Lehraufträge an der Uni
sind ungefähr dieselben wie die der Praktika. Die Leute decken
einen Teil der betrieblichen Arbeit ab, da sie aufgrund der
schlechten Arbeitsmarktsituation dazu gezwungen sind, wenigs-
tens Praktika oder Lehraufträge anzunehmen. Dadurch machen
sie aber ihre Arbeitsbedingungen weiter kaputt. Ich kenne sehr
viele, die seit Jahren von einem Praktikum oder Lehrauftrag 
zum nächsten wechseln, ohne eine besondere Perspektive auf
Anstellung zu haben und sich währenddessen weiter von ihren
Eltern finanzieren lassen. Man kann also sagen, dass sich die
Universitäten einen Teil ihres Lehrangebots von den Eltern ihrer
Lehrbeauftragten subventionieren lassen, wie die Unternehmer
sich einen Teil der Arbeit in ihren Betrieben durch die Eltern 
ihrer Praktikanten bezahlen lassen.

Interview: Julia Müller

„Die Eltern der 
Lehrbeauftragten
subventionieren 
den Unibetrieb“ Fo
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Weiterbildung ist nach wie vor das erfolg-
reichste Instrument der Arbeitsmarkt-
politik. Zu diesem Ergebnis kommen die
Forschungsinstitute, die im Auftrag der
Bundesregierung die Wirkung der Hartz-
Gesetze I bis III evaluieren sollten. Damit
bestätigt der Bericht die von ver.di immer
wieder vertretene Position. Zugleich straft
die Untersuchung die Kampagne gegen 
die öffentlich geförderte Weiterbildung
Lügen, die von Medien und Vertretern der
Bundesregierung – allen voran Wolfgang
Clement – geführt wurde. 

VON PETER PETERSEN 

„Die Ergebnisse des Benchmarkings und Makro-
analysen geben Hinweise darauf, dass die Förde-
rung beruflicher Weiterbildung anderen Maßnah-
men der aktiven Arbeitsmarktpolitik überlegen
ist,“ heißt es in der Expertise. Weiter stellen die
AutorInnen fest, dass Weiterbildungs-Teilnehmer-
Innen „früher aus der Arbeitslosigkeit in eine un-
geförderte sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung wechseln als vergleichbare Nicht-Teilneh-
merInnen“. Allerdings behindere der so genannte
„Lock-In-Effekt“ die Vermittlung, da während ei-
ner Weiterbildungsmaßnahme „die Vermittlungs-
und Eigensuchaktivitäten zum Erliegen kom-
men“. Dieses Argument ist ziemlich schwach-
sinnig vor folgendem Hintergrund: „Nicht unter-
sucht werden konnten langfristige Wirkungen
nach mehreren Jahren… Nach neueren Ergeb-
nissen erhöhen längere Weiterbildungen in der
langen Frist die Eingliederungswahrscheinlichkeit
signifikant.“

Auch die weiteren Untersuchungsergebnisse
bestätigen die von ver.di bereits vor drei Jahren
geübte Kritik am ersten Hartz-Gesetz: „Die von
der Zentrale neu eingeführten Vorgaben einer
prognostizierten Verbleibsquote von 70% für die
Zulassung von Maßnahmen und einer möglichst
hohen individuellen Eingliederungswahrschein-
lichkeit von Maßnahmeteilnehmerinnen und 
-teilnehmern haben zu einer Bestenauswahl
(Creaming) geführt. Dies wird durch den Bil-

dungsgutschein noch verstärkt, da gut Qualifi-
zierte eher als andere mit der damit verbundenen
Wahlfreiheit umgehen können… Insgesamt
schlechte Zugangsvoraussetzungen zu einer ge-
förderten Weiterbildung haben schlechter quali-
fizierte, ältere, allein Erziehende, behinderte oder
wenig mobile Personen sowie Personen mit
Sprachschwierigkeiten. Außerdem gibt es Hin-
weise, dass Langzeitarbeitslose besonders betrof-
fen sind“.

Bezüglich der Ausschreibungsmaßnahmen vor
allem im Jugendlichenbereich heißt es: „Die Zen-
tralisierung des Einkaufs von Arbeitsmarktdienst-
leistungen erweist sich in der Praxis als schwierig.
Der verstärkte Wettbewerb unter den Trägern
führt zu einem starken Preiskampf, dem noch
keine funktionsfähige Qualitätssicherung gegen-
über steht.“

Der Bericht konstatiert den massiven Rück-
gang der TeilnehmerInnenzahlen – und als Folge
den drastischen Personalabbau bei den meisten
Trägern. Leider wurden die Auswirkungen auf die
Arbeitsbedingungen und die Maßnahmequalität
nicht untersucht.

Amtlich bestätigt ist nun auch, dass das
zentrale Instrument des Hartz-Konzeptes, die
Personal-Service-Agenturen (PSA), sich als absolu-
ter Flop erwiesen hat. Das Gleiche gilt für die Gut-
scheine für private Vermittler. Die Neuregelung
der Mini-Jobs wird zwar positiv bewertet.
Gleichzeitig aber schreiben die ForscherInnen:
„Dabei erweisen sich die Mini-Jobs nicht als
Brücke in die voll sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung.“ 

Der Bericht erstreckt sich nicht auf alle arbeits-
marktpolitischen Instrumente. So fehlen z.B. Aus-
wertungen über die Wirkung von Trainingsmaß-
nahmen, die berufliche Rehabilitation und  Maß-
nahmen für Jugendliche. Vor allem fehlt noch 
die Auswertung von Hartz IV und die damit ver-
bundene Trennung der Zuständigkeiten für die
Arbeitsmarktpolitik zwischen Arbeitsagenturen
und Argen bzw. optierenden Kommunen. Sie soll
erst im abschließenden Bericht erfolgen, der für
Ende des Jahres angekündigt ist.

Arbeitslose wissen seit Jahren, 

was ihnen am ehesten nützt.

Weiterbildung ist der beste Weg

Forschung für 
einen Euro?

Gut ein Jahr nach der gesetz-
lichen Einführung werden Ein-
Euro-JobberInnen inzwischen
auch in Forschungsbereichen
eingesetzt. Offiziell vorgeschrie-
ben ist, dass die Tätigkeiten
zusätzlich und gemeinnützig
sein sollen und die Arbeitsstellen
der festangestellten Mitarbeiter-
Innen nicht tangieren dürfen.
Weil jedes neue Forschungs-
projekt prinzipiell zusätzlich ist,
kann im Wissenschaftsbereich
leicht eine Grauzone entstehen,
die im Ergebnis zu einer Ver-
drängung der studentischen
Hilfskräfte und Angestellten –
des so genannten Mittelbaus im
Forschungsbereich – führen
kann. Wie die taz Nord am 25.
April berichtete, beschäftigt die
Universität Hamburg derzeit ins-
gesamt 103 Ein-Euro-Jobber,
davon 12 arbeitslose Soziolog-
Innen im Forschungsbereich. Die
aufsichtsführende Wirtschaft-
behörde prüft nach einer
Beschwerde nun in allen zwölf
Fällen. Gleichzeitig kündigte der
Dekan die Schaffung interner
Kontrollinstrumente an, die eine
Vermischung von Pflicht- und
Zusatzaufgaben sicher vermei-
den sollen.

Bildungsmuffel
Deutschland 

Das Magazin „Europa: Mobil
April 2006“ veröffentlichte eine
repräsentative Umfrage zum
Thema Weiterbildung. Gefragt
wurde, ob die Betroffenen im
Zeitraum von vier Wochen vor
der Erhebung an einer Aus- oder
Weiterbildung teilgenommen
haben.

Deutschland, Spanien und
Italien liegen deutlich unter dem
EU-Durchschnitt. Insgesamt gibt
es eine sehr große Spreizung. So
haben 2004 in den Niederlanden
16,5, in Finnland 24,6, in Schwe-
den 35,8 und im Vereinigten
Königreich 21,3 Prozent der
Erwachsenen an einer Aus- und
Weiterbildung teilgenommen.

SCHLECHTE AUSSICHTEN

Was  A rbe i t s l o s en  nü t z t
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Kampf  um den  Ta r i f ab s ch l u s s

Im Saarland rollt die Streikwelle seit dem 
8. Februar. Die Universität war zunächst
nicht dabei: Mit den KollegInnen war ver-
einbart worden, sie in Reserve zu lassen.
Das hielt viele allerdings nicht davon ab,
bei der Demo in Straßburg am 14. Februar
dabei zu sein.

VON STEFAN SCHORR 

Am 20. Februar erreichte der Protest dann
unmittelbar die Uni: 300 Beschäftigte traten

in den Warnstreik. An diesem Montag wurde
auch die Urabstimmung durchgeführt. Die Zu-
stimmung war mit 93 Prozent enorm hoch. Dann
ging es Schlag auf Schlag. Am nächsten Tag
begann der Erzwingungsstreik, am 22. Februar
fand eine Streikvollversammlung statt. Spontan
bildete sich ein Demonstrationszug, der sechs
Kilometer bis zur Staatskanzlei zurücklegte. Weil
auch die KollegInnen vom Universitäts-Klinikum
Homburg dazustießen, erreichte der Protest-
marsch eine stattliche Größe. Die örtliche Presse
berichtete von 1000 TeilnehmerInnen. Am nächs-
ten Tag waren einige Dutzend Uni-Beschäftigte
schon wieder auf der Straße: Mit zwei Bussen
waren sie nach Saarlouis gereist, um dort die Be-
schäftigten des Landesbetriebes für Straßenbau
öffentlich zu unterstützen. 

Derweil wollte die Arbeitgeberseite Beamt-
Innen als StreikbrecherInnen einsetzen – was je-
doch schon im Vorfeld gestoppt werden konnte.
Am 24. Februar bezog die Streikwache vor der
Haupteinfahrt zur Universität des Saarlandes
ihren Posten. 

Fast täglich fand jetzt irgendwo im Saarland
eine Demonstration oder Kundgebung statt und
die Beschäftigten der Uni waren regelmäßig
dabei. Am 1. März – Aschermittwoch – gab es
eine zentrale Versammlung in der Turnhalle
Brebach. Landesleiter Rolf Linsler und ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Kurt Martin sprachen
als Hauptredner. 

Highlight im Universitäts-Streik war der
Besuch vom ver.di-Bundesvorsitzenden Frank
Bsirske. Der Audimax war proppevoll, vor den
Türen und in den Gängen bildeten sich
Menschentrauben. Nach Bsirskes Rede beteiligten

sich 3500 KollegInnen am Demonstrationszug zur
Staatskanzlei. 

Die Torwachen am Haupteingang der Univer-
sität sind ebenso wie die Teilnahme an Demons-
trationen inzwischen schon fast zur Gewohnheit
geworden. Mindestens einmal in der Woche gibt
es eine Mahnwache vor der Staatskanzlei von
7.00 Uhr morgens bis 19.00 Uhr abends. 

Richtig Druck entfaltet hat der Streik an der
Uni dadurch, dass 75 Prozent der Angestellten 
in der Rechnungsabteilung im Ausstand sind. In-
zwischen steht die Hochschule bei vielen Firmen
in der Kreide, und mehrere Händler und Betriebe
weigern sich, Materialien oder Leistungen zu lie-
fern. Die Universitätsleitung beantragte für die
Rechnungsabteilung eine Notdienstvereinbarung
– und scheiterte. 

Natürlich war auch der 1. Mai ein Demo-Tag.
Wie jedes Jahr fand im Deutsch-Französischen
Garten die DGB-Kundgebung statt. In diesem
Jahr waren damit Erinnerungen an vor 14 Jahren
verknüpft: Auch damals wurde der öffentliche
Dienst bestreikt.

Sanierungstarif-
vertrag bei IB in
Nordrhein-Westfalen

Seit dem 1. April gilt für 
die etwa 300 Beschäftigten der
Niederlassung NRW der IB
GmbH ein eigenständiger Tarif-
vertrag. Aufgrund der schwieri-
gen Situation in der beruflichen
Weiterbildung werden die vor
der Ausgründung zum 1. Februar
2005 geltenden Tarifbestimmun-
gen des IB e.V. befristet für drei
Jahre durch einen Sanierungs-
tarifvertrag ersetzt. Im Gegenzug
für die Absenkung der Jahres-
einkommen um bis zu 20% hat
der Arbeitgeber Arbeitsplatz-
sicherung und wirtschaftliche
Beteiligungsrechte für die
Betriebsräte zugesagt.

NRW-Studentenwerke
stellen auf TVöD um 

Der ver.di-Landesbezirk NRW
hat mit der Tarifgemeinschaft
der zwölf nordrhein-westfäli-
schen Studentenwerke verein-
bart, dass ab dem 1. September
2006 der Tarifvertrag für den
öffentlichen Dienst zur Anwen-
dung kommt. Die Studenten-
werke haben etwa 3.300
Beschäftigte. Bisher richteten
sich die Arbeitsbedingungen
nach den Bestimmungen der
Tarifgemeinschaft deutscher
Länder. Durch den Abschluss ist
die Gleichbehandlung aller
Beschäftigten – unabhängig
vom Einstellungstermin – und
eine Teilhabe am tarifpolitischen
Fortschritt sichergestellt.

Tipps für die
Personalentwicklung 

Seit Jahren versucht ver.di,
Hochschulen dazu zu bewegen,
Personalentwicklung und strate-
gisches Personalmanagement 
als integrierten Bestandteil ihrer
eigenen Entwicklung zu begrei-
fen – bisher mit wenig Erfolg.
Nun gibt es immerhin eine
Sammlung von Anregungen und
Vorbildern im Internet einzu-
sehen www.che.de.

A U S D E N B E T R I E B E N

Die Uni des Saarlands –
ein Zentrum des Streiks
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Bildungsbarometer
abgeschafft

Das vor gut einem Jahr ins
Leben gerufene „Bildungsbaro-
meter“ kann mangels gesicher-
ter Finanzierung nicht mehr
weiter geführt werden. Mit ihm
wurden vierteljährlich Befragun-
gen zum Thema Bildung, insbe-
sondere Schule und Hochschule,
durchgeführt. Das Ergebnis der
letzten Umfrage vom Januar
ergab eine eindeutige Befür-
wortung bundespolitischer
Verantwortung: 92% sind für
Kompetenzen des Bundes bei
Bildungsinhalten in der all-
gemeinbildenden Schule, 74%
bei der Ausbildungsförderung,
72% bei Studiengebühren.
Anders gesagt, die geplante
Föderalismusreform findet in
dieser Frage bei der Bevölkerung
keine Zustimmung.
www.bildungsbarometer.de/
informationen/downloads.html

Studienförderung für
begabte Menschen

Die Hans-Böckler-Stiftung
des DGB unterstützt engagierte
und begabte StudentInnen durch
Stipendien. Erfahrene Referen-
tinnen und Referenten helfen
beim Studium und auf dem Weg
ins Berufsleben. Vorrangig geför-
dert werden Kinder von Arbeit-
nehmerInnen sowie Absolvent-
Innen des Zweiten Bildungs-
weges. Ein wichtiges Ziel der
Förderung ist, dass die Stipen-
diatInnen nach dem Studium
ihre soziale Verantwortung in
der Gesellschaft wahrnehmen –
im besten Fall in einer attrak-
tiven und anspruchsvollen
Stellung. Gefördert werden
gegenwärtig rund 1600 Lernen-
de. Eine Bewerbung erfolgt aus-
schließlich über den zuständigen
ver.di-Bezirk vor Ort.
Bewerbungsschluss für das
Sommersemester 2007 ist der
30. September 2006.
www.boeckler.de.

Für weitergehende Fragen
Rainer.Ehlert@verdi.de

Z U G A N G Z U B I L D U N G

De r  Bund  z i eh t  s i c h  zu rü ck

Jetzt geht’s richtig los: Die im Koalitions-
vertrag vereinbarte und als „Mutter aller
Reformen“ angepriesene Grundgesetz-
änderung ist auf dem Weg durch die
Parlamente. Da die beiden Koalitions-
parteien im Bund eine solide Mehrheit
haben und eine von beiden auch in jedem
Bundesland das Sagen hat, dürfte die
notwendige 2/3-Mehrheit überall leicht 
zu schaffen sein. Das unsägliche Gezerre
der letzten Jahre und die unklaren
Zuständigkeiten hätten ein Ende. 
„Ende gut, alles gut?" 

VON JÜRGEN LORENZ

Worum geht es eigentlich bei der ange-
strebten „Reform der bundesstaatlichen

Ordnung“? Die Zuständigkeiten von Bund und
Ländern sollen klar geregelt, die zustimmungs-
pflichtigen Bundesgesetze von 60 auf 30 Prozent
reduziert werden. Ein vernünftiges und lobens-
wertes Ziel!

Doch wenn es um Inhalte geht, sind die
Informationen spärlicher. Eine ernsthafte öffent-
liche Debatte fehlt ganz. Deshalb hier ein paar
einfache Fragen, lediglich Bildung, Wissenschaft
und Forschung betreffend.

Kann mir irgendjemand einen vernünftigen,
d.h. sachlichen Grund nennen, weshalb ausge-
rechnet die Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau
abgeschafft werden soll?

Zur Erinnerung: Genau sie hat in den siebziger
Jahren wesentlich zur Umstrukturierung des
Ruhrgebiets beigetragen und in den Neunzigern
zum vergleichsweise schnellen Aufbau neuer
Hochschulen in Ostdeutschland. Die strikte
Zweckbindung der Mittel und der Zwang zur Ko-
finanzierung waren die Ursachen des Erfolges.
Auch der klammste Finanzminister konnte es
nicht wagen, die Landesmittel zurückzuhalten,
wenn er die Bundesmittel nicht verlieren wollte.
Es gab beim Hochschulbau auch kaum Bund-
Länder-Konflikte, weil die Vergabe der Mittel vom
Wissenschaftsrat in einem zwar bürokratischen,
im Kern aber vernünftigen Verfahren geregelt
wurde. Nun soll die Gemeinschaftsaufgabe ge-
strichen und bei den vorgesehenen Kompen-
sationszahlungen die beiden Erfolgsfaktoren
Kofinanzierung und Zweckbindung kurz- bzw.

mittelfristig wegfallen. Denkt denn niemand an
die sprunghaft steigenden Zahlen von Studier-
willigen, die vor den Toren der jetzt schon über-
füllten Hochschulen stehen?

Kann mir irgendjemand einen vernünftigen,
d.h. sachlichen Grund für das Kooperationsver-
bot nennen?

Zur Erläuterung: Wenn es nach dem Willen
der Gesetzesautoren geht, ist es dem Bund künf-
tig per Grundgesetz (!) verboten, Sonderpro-
gramme wie das 4-Milliarden-Ganztagsschul-
programm der letzten Bundesregierung aufzule-
gen – und zwar selbst dann, wenn alle Länder
damit einverstanden sind. Auf den Sachgrund bin
ich wirklich gespannt!

Und schließlich: Kann mir irgendjemand einen
vernünftigen, d.h. sachlichen Grund dafür nen-
nen, weshalb der Bund künftig aus der Bildungs-
planung völlig rausfliegen soll?

Ich höre schon die Antwort von RoKo und
seinen Brüdern: „Weil Bildung ausschließlich Län-
dersache ist!“ Oder: „Weil das Bundesverfas-
sungsgericht immer wieder entsprechend ent-
schieden hat!“ Aber sind wir nicht gerade dabei,
die Verfassung zu ändern? Sollte es dabei nicht in
erster Linie um die Sache gehen? Kann man von
den Bürgern räumliche Flexibilität erwarten,
wenn der Umzug in ein anderes Bundesland
schon an den unterschiedlichen Schulsystemen
für die Kinder scheitert?

Ich weiß, dass ich auf diese Fragen keine Ant-
wort bekommen werde. Weil es keine sachlichen
Gründe dafür gibt. Wenn es sie gäbe, hätte die
politische Klasse die verdammte Pflicht, sie den
Bürgern zu erläutern. Was es gibt sind Macht-
ansprüche der Ministerpräsidenten und der
Staatskanzleien. Was die Bürger dagegen interes-
siert, ist ein vernünftig strukturiertes Bildungs-
system von der Kinderkrippe bis zur Hochschule
mit vergleichbaren Chancen für alle. Die Föde-
ralismusreform ist die Gelegenheit, solche grund-
legenden Fragen auf breitester Basis zu erörtern.
Warum geschieht das nicht?

Wenn man von der Beibehaltung der gemein-
samen Forschungsförderung durch Bund und
Länder absieht, fährt der Zug in Bezug auf
Bildung, Wissenschaft und Forschung genau in
die falsche Richtung!

Einfache Fragen eines einfachen
Bürgers zur Föderalismusreform
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Präsident der TU Clausthal Prof. Dr. Edmund Brandt, 

ver.di-Landesleiterin Brigitte Schütt, 

Personalratsvorsitzender Wolfgang Czesla.

Es begann mit der Ankündigung eines
Kahlschlags: 130 Stellen sollten an der
Technische Universität (TU) Clausthal
gestrichen werden. Hintergrund war das
HochschulOptimierungsKonzept (HOK) 
für die niedersächsischen Hochschulen, 
das die Landesregierung 2003 verordnet
hatte. Zur Umsetzung kamen Experten des
TKbest-Programms auf Vermittlung des
Thyssen-Krupp-Konzerns. Der Personalrat
stimmte auch deswegen zu, um eine Ent-
scheidungshilfe bei den unvermeidbaren
Stellenstreichungen zu bekommen und
schickte zwei Vertreter in die Projekt-
gruppe. Die startete im September 2004. 

VON WOLFGANG CZESLA

Nachdem die TKbest-Experten insbesondere
Werkstätten und Labore begutachtet hatten,

legten sie ihren Abschlussbericht vor. Er ist die
Grundlage des Optimierungsprogramms. Weil
der Personalrat eine gewisse Abgrenzung zu
Thyssen Krupp wollte und die Verbesserungen
unabhängig vom Personalabbau als eigenstän-
digen Prozess sieht, suchte er einen griffigen
Namen: TUCplus. Auch das TU-Präsidium war damit
einverstanden. 

Im Mai 2005 konstituierte sich ein Lenkungs-
kreis. Die Leitung übernahm der Vizepräsident 
für Forschung und Hochschulentwicklung, Pro-
fessor Dr. Hans-Peter Beck. Auch ich als Personal-
ratsvorsitzender und mein Stellvertreter Hans-
Dieter Müller sitzen in dem Gremium. Bereits
damals bestand Einvernehmen, dass ver.di einge-
bunden werden sollte und so kam auch Brigitte
Schütt dazu, Landesleiterin des Fachbereichs 5 im
ver.di-Landesbezirk Niedersachsen/Bremen. Der
Lenkungskreis richtete mehrere Projektgruppen
ein, die Vorschläge z.B. zur Fusion von Werk-
stätten, Reduzierungen von Hallenflächen oder
Senkung von Betriebskosten entwickelten. Seit
März dieses Jahres läuft die Umsetzung. 

ver.di ist durch eine Rahmenvereinbarung fest
in den Prozess eingebunden. Für deren Formu-
lierung suchten wir uns Verträge zusammen, die
Personalräte und ver.di bereits für andere
Institutionen entwickelt hatten. Danach schnei-

derten wir sie passgenau auf die TU Clausthal um.
Im Mai 2005 legten wir einen verhandlungsfähi-
gen Vertragstext vor. Zunächst verliefen die
Gespräche mit dem Hochschulleiter, Präsident
Prof. Edmund Brandt, äußerst schleppend. Einige
unserer Vorstellungen wie der Ausschluss be-
triebsbedingter Kündigungen, der Aufbau eines
internen Arbeitsmarkts, Transparenz bei Um-
strukturierungen und Beteiligung des Personalrats
stießen auf Widerstand. Doch unsere Beharr-
lichkeit zahlte sich aus: Am 24. November 2005
war die Rahmenvereinbarung unter Dach und
Fach. Sie gilt bis Ende 2009 und enthält eine Ver-
längerungsoption.

Festgeschrieben sind u.a. der Ausschluss be-
triebsbedingter Kündigungen, eine offensive
Nutzung des Tarifvertrags zur Altersteilzeit sowie
der Möglichkeiten zur Teilzeitbeschäftigung.
Auch die Qualifizierung von Beschäftigten für
neue Aufgabenfelder, eine transparente und be-
teiligungsorientierte Gestaltung von Umstruktu-
rierungsmaßnahmen, die aktive Einbeziehung der
Beschäftigten und Förderung ihrer Motivation
sowie die Schaffung eines internen Arbeitsmark-
tes wurden vereinbart.

Die Universität als größter Arbeitgeber und
Ausbildungsbetrieb in der Region Harz verpflich-
tet sich, den Standort Clausthal-Zellerfeld zu stär-
ken. Projektleiter Prof. Dr. Hans-Peter Beck beur-
teilt das Ergebnis so: „Der Rahmenvertrag und
der Organisationsumbau TUCplus garantieren, dass
die Universität ein lebendiger Betrieb mit moti-
vierten Mitarbeitern bleibt, die gemeinsam daran
interessiert sind, die TU weiter nach vorne zu brin-
gen. Nur so kann sich die Universität an die engen
Vorgaben des Hochschuloptimierungskonzeptes
des Niedersächsischen Ministeriums für Wissen-
schaft und Kultur anpassen und gleichzeitig den
wissenschaftlichen Betrieb auf hohem Niveau
aufrechterhalten.“

http://www.tu-clausthal.de/personalrat/
vereinbarungen/RV-TUCplus.pdf

TUCplus:
Gestalten statt 
erleiden
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Wo gibt es sie – 
die guten Beispiele? 

Der biwifo-Report will ab
sofort in jeder Ausgabe ein mut-
machendes Beispiel veröffent-
lichen: Wo hat ein Personal- 
oder Betriebsrat etwas Gutes er-
reicht? Wo hat sich das Kämpfen
gelohnt? Wo werden unge-
wöhnliche Wege ausprobiert,
von denen auch andere etwas
lernen können? 

Es muss ja nicht immer
gleich um riesige Veränderungen
gehen. Auch kleine, aber feine
Erfolge zählen. Worum es uns
bei alledem geht, sind Berichte
über möglichst konkrete Erfah-
rungen. Wer einen Vorschlag 
hat, meldet sich bitte bei 
Holger Menze in der ver.di-
Bundesverwaltung:
holger.menze@verdi.de

KollegInnen bestürzt
über brutalen Angriff auf
Agrartechniker in Potsdam 

Der bei einem rassistischen
Angriff schwer verletzte
Deutsche mit dunkler Hautfarbe
arbeitet seit 2001 als Wissen-
schaftler am Leibniz-Institut für
Agrartechnik in Potsdam-Barnim.
Seine KollegInnen reagieren be-
stürzt. Nach der Tat am Oster-
sonntag liegt der aus Äthiopien
stammende 37-jährige im Kran-
kenhaus. Er hatte ein Schädel-
Hirn-Trauma erlitten, als zwei
Männer ihn an einer Bushalte-
stelle zusammengeschlagen hat-
ten. Das Opfer stand kurz vor
dem Abschluss seiner Disser-
tation über „Die Ausbreitung
von Wassertropfen bei Nieder-
druckspritzdüsen.“ Mit seinem
Wissen wollte er sich in der
Entwicklungshilfe engagieren.

EU akzeptiert Förderung
der Nanotechnologie

Die Europäische Kommission
hat die öffentliche Förderung 
für den Dresdener Forschungs-
verbund für Nanotechnologie
genehmigt. Die 232,5 Millionen
Euro an staatlichen Zuschüssen
seien mit den EU-Beihilferegeln
vereinbar. Infineon, AMD und die
Fraunhofer-Gesellschaft wollen
in Dresden zwei Forschungs-
zentren bauen.

Das  gu t e  Be i s p i e l
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Wo will ver.di hin? In welche Richtung will
ver.di Politik mitgestalten? Der Bereich Politik
und Planung des Bundesvorstandes hat den
ersten Programmentwurf bereits am 20. Juli 2005
vorgelegt. Das Papier trägt den Titel: „Aufbruch
in die Zukunft – Gesellschaft und Arbeitswelt 
für alle Menschen sozial gerecht gestalten“. Seit
Februar dieses Jahres wird auch im Fachbereich
Bildung, Wissenschaft und Forschung diskutiert.
Beteiligen können sich alle, die von ihren Fach-
bereichsvorständen dazu angemeldet worden
sind. Konkret laufen die Debatten über ein neu
entwickeltes Modul mit Namen „d-bate“, das
eine geschlossene Diskussion im Internet orga-
nisiert. 

Der nächste ver.di-Bundeskongress findet
2007 in Leipzig statt. Ihm soll ein Vorschlag für
ein ver.di-Grundsatzprogramm vorgelegt werden.
Unsere Gewerkschaft reagiert damit auf verän-
derte Realitäten: Globalisierung, Strukturwandel
und veränderte Lebensentwürfe der Mitglieder
stellen uns vor neue Gestaltungsaufgaben. Mit
der Abkehr vieler Unternehmen und weiter Teile
der Politik vom Modell des rheinischen Kapitalis-
mus verändern sich aber auch die Durchsetzungs-
bedingungen gewerkschaftlicher Politik. Auch
darauf müssen in der Programmdebatte Ant-
worten gefunden werden.

Se r v i c e

ver.di diskutiert
über sein Zukunfts-Programm

Mehr dazu im Internet: http://www.verdi.de/positionen/programmdebatte

Ablauf der Diskussion
Die Programmdebatte wird in 
5 Themenbereichen geführt:

1. Gewerkschaften in tiefgreifenden
gesellschaftlichen Veränderungen – 
Wandel als Herausforderung!

2. Gute Arbeit – 
tarifgebunden und mitbestimmt

3. Nachhaltig wirtschaften – Beschäftigung,
Wachstum und Innovation fördern

4. Zusammenhalt fördern – 
Solidarität erneuern

5. Demokratie stärken – 
Teilhabemöglichkeiten eröffnen!

Die Ergebnisse sollen jeweils zusammen-
gefasst und dann in den Landesbezirken (LB) und
Fachbereichen (FB) von ver.di diskutiert werden.
Anregungen und Änderungsvorschläge werden
in den Entwurf eingearbeitet – und dann wird der
Entwurf in die Vorkonferenzen des Bundeskon-
gresses eingebracht.

S EM INARE

Wie viel Markt verträgt die Aus- und Weiterbildung?“
Neue Anforderungen an die Beschäftigten und ihre Interessenvertretungen
Wenn Wettbewerb in der beruflichen Aus- und Weiterbildung aufgrund veränderter Förder- und
Vergaberichtlinien ruinöse Formen annimmt, werden die negativen Folgen auf die Beschäftigten,
die BildungsteilnehmerInnen und die qualitätsbewussten AnbieterInnen abgewälzt.
In diesem Seminar sollen die aktuellen Entwicklungen analysiert und Handlungsmöglichkeiten für
Betriebsräte entwickelt werden.

Informationsmanagement und Qualifizierungsanforderungen 
in der Informationsgesellschaft
Die Fortbildung richtet sich an die KollegInnen, die Bücher, Unterlagen und Akten beschaffen,
Informationen aufarbeiten und präsentieren sowie über Ordnungs- und Archivierungssysteme
wieder auffindbar machen. 

Schulung für Personal- und Betriebsräte aus Leibniz-Einrichtungen 
Jährliche Schulungsveranstaltung und Erfahrungsaustausch zu wichtigen Problemen, die für die
Institute der Leibniz-Gemeinschaft und deren betriebliche Interessenvertretungen von Bedeutung
sind. Eine Einladung erfolgt gesondert. 

Zeit: 20.09.–22.09.2006
Veranstalter: ver.di b+b
Ort: Bitte über den Fachbereich erfragen
Hinweise: Freistellungsgrundlage § 37 (6)
Zielgruppe: Betriebsräte in Einrichtungen der Aus-, 

Fort- und Weiterbildung

Zeit: 25.09.–27.09.2006
Ort: ver.di – Bildungsstätte Saalfeld 
Zielgruppen: Interessierte Mitglieder aus wissenschaftlichen

und öffentlichen Bibliotheken, DokumentarInnen,
ArchivarInnen, Fachangestellte für Medien- und
Informationsdienste, aber auch Rechtsanwalts-
gehilfInnen und Fachangestellte für
Bürokommunikation u.a

Zeit: 04.10.–06.10.2006
Ort: ver.di – Bildungsstätte Berlin 
Zielgruppen: Betriebs- und Personalräte 
Freistellungs-
grundlage: §37(6), §46(6), LPersVG 

ver.di-Fachschule
gewinnt Preis

Die Fachschule
ver.di bietet unter-
schiedlichste
Bildungsangebote zum Thema
lebenslanges Lernen am Arbeits-
platz und in der Freizeit. Viele
Angebote sind Fernlehrgänge,
bei denen in der Regel zu Hause
oder im Betrieb am Computer
gelernt wird und nur gelegent-
lich Vor-Ort-Kurstage stattfinden.
Die TeilnehmerInnen können das
Tempo weitgehend selbst be-
stimmen. Dass das Konzept gut
ist, belegt beispielhaft das
Cornelius-Siegel. Diesen Innova-
tionspreis der Deutschen Druck-
industrie hat die ver.di-Fach-
schule 2005 erhalten.

EU-Charta für Forscher
Anfang Juni findet in Wien

unter der österreichischen EU-
Präsidentschaft die zweite
Tagung zum Thema Verhaltens-
kodex für ForscherInnen statt.
Die Mitgliedstaaten sind aufge-
fordert, die EU-Empfehlungen
umzusetzen. Der ver.di-Fach-
bereich biwifo wird demnächst
in einer Umfrage in den For-
schungseinrichtungen die Reali-
tät in Deutschland ermitteln,
um sie mit den anzustrebenden
Zielen zu vergleichen.

F O R S C H E N & L E R N E N
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Birgit Braitsch
Nach Hessen brachte die ge-

bürtige Stuttgarterin ihr Studium
der Rechtswissenschaft. Im 
Anschluss begann sie 1995 als
Rechtsschutzsekretärin der DAG
in Wiesbaden, nach der ver.di-
Gründung arbeitete sie in der-
selben Funktion im Bezirk Offen-
bach.

Ihre Aufgabe als Fachbe-
reichsleiterin sieht die erfahrene
Gewerkschaftsjuristin vor allem
in der politischen Interessen-
vertretung. Die neue Funktion
hat ihr keine Schonfrist zuge-
billigt: Budgetverwaltung, Soll-
stellenplan und Stellungnahmen
zu Landesgesetzen standen so-
fort an. Geholfen hat ihr dabei –
wie sie betont – die Offenheit
und Unterstützung ihrer haupt-
und ehrenamtlichen KollegInnen.

Kenntnisse aus einer anderen
Perspektive hat Birgit Braitsch
bereits mitgebracht: Seit Jahren
schult sie ver.di-SekretärInnen
und Ehrenamtliche in Rechts-
schutzfragen.

Den Arbeitsalltag in der be-
ruflichen Bildung erlebt sie 
auch im „Verein zur beruflichen
Förderung von Frauen e. V“.
Hier engagiert sie sich seit 1996
ehrenamtlich für Mütter ohne
Bildungsabschluss.

Julia Müller

Birgit Braitsch (43) ist seit

Oktober 2005 Landesleiterin

unseres Fachbereichs in Hessen.

Ich arbeite mittlerweile seit 20 Jahren in der
Mensa der Berliner TU. Ich bediene die Kasse. In
dieser Zeit gab es viele Veränderungen – und 
ich habe sie miterlebt.

Sowohl der Servicebereich als auch die
Verpflegung haben sich in den letzten Jahren
stark verbessert. Gab es früher eher langweilige
deutsche Küche, so ist das Angebot heute kul-
turell enorm vielfältig. Vom vegetarischen Essen
bis zu exotischen Speisen – für jeden Gast ist
etwas dabei. Und genauso vielfältig wie unser
Essensangebot sind auch die MitarbeiterInnen im
Studentenwerk. Unser Engagement lohnt sich:
Wir bekommen im Gegenzug von unseren
Gästen ein zufriedenes und glückliches Feedback. 

Das ermöglicht ein freundliches Miteinander.
Seit Jahren sieht man sich täglich – und weil bei
uns viele verschiedene Charaktere zusammen-
treffen, wird die Arbeit nie langweilig. 

Ich habe viele Arbeitskollegen und -kollegin-
nen kommen und gehen sehen. Aus diesem

Zum zweiten Mal schreibt der Verein „Mach mei-
nen Kumpel nicht an!“ den Wettbewerb „Im Netz
gegen Rechts“ aus. Gesucht werden Materialien
jedweder Art, die ins Internet gestellt werden
können und andere motivieren, sich gegen
Rechtsextremismus und Rassismus und für Gleich-
berechtigung in der Arbeitswelt zu engagieren.
Der Wettbewerb richtet sich an Berufsschulen
und Ausbildungsbetriebe sowie an Jugendauszu-
bildendenvertretungen, gewerkschaftliche Orga-
nisationen oder ähnliche Einrichtungen. Es gibt
Geld- und Sachpreise bis zu 1000 Euro zu gewin-
nen. Gefördert wird die Aktion vom Bundes-
programm entimon.

„Ich bin der Meinung, dass viel mehr getan
werden sollte, um auch diejenigen umzustimmen,
denen das Thema egal ist“, sagt Stephan, Schüler
am Berufskolleg Düren, das im letzten Jahr den
ersten Platz belegt hat. 

Zur Entwicklung von Beiträgen ist weder viel
Zeit noch technisches Know-how erforderlich.

Wichtig ist der kreative
Zugang. „Mach meinen
Kumpel nicht an!“, der
Verein, der sich unter dem
Logo der Gelben Hand
schon seit über zwanzig Jahren gegen Rassismus
und Fremdenfeindlichkeit engagiert, bietet allen
Interessierten an, sie zu unterstützen. Neben
praxisorientierten Workshops und Beratungen vor
Ort zählt dazu der Newsletter „Aktiv + Gleich-
berechtigt“, der Anregungen und Ideen für ei-
gene Projekte gibt. 

Darüber hinaus hat der Verein zwei Hand-
reichungen veröffentlicht. „Hilfestellung für die
Entwicklung von Online-Materialien“ gibt prakti-
sche Tipps und Tricks für Aktivitäten gegen Rechts
im Rahmen des Wettbewerbs. „Beispiele aus der
Praxis“ dokumentiert die Wettbewerbsbeiträge,
die im letzten Jahr ausgezeichnet wurden. Alle
Veröffentlichungen des Kumpelvereins gibt es
unter „http://www.gelbehand.de“.

Grund ist es mir sehr wichtig, mich für meine
KollegInnen einzusetzen. Mein Ziel ist es, einen
guten Job abzuliefern. Dabei lernt man nie aus.
Meine Position im Personalrat hilft mir dabei,
meinen ArbeitskollegInnen bei ihren Sorgen und
Ängsten zur Seite zu stehen und mich intensiv
für sie einzusetzen. Meine KollegInnen aus dem
Personalrat haben mir beim Einstieg geholfen,
und so fiel es mir nicht so schwer, in die neue
Materie einzusteigen. 

Meine Arbeit macht mir großen Spaß. Trotz
allem fehlt es noch an weiteren engagierten
und motivierten Mitgliedern, denn nur gemein-
sam sind wir stark. Wenn die Ergebnisse positiv
ausfallen, freue ich mich darüber und denke
mir: Es hat sich gelohnt!

Ich möchte mit diesem Artikel deshalb meine
KollegInnen zum Nachdenken und Mitmachen
bewegen.

Alicija G. Nelson

Arbeiten 
und Leben
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Ein Netz gegen Rechts

Alicija G. Nelson
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Coupon bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an: 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft . Fachbereich 5 . Bildung, Wissenschaft und Forschung . Paula-Thiede-Ufer 10 . 10179 Berlin
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